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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Wilhelm, Gottesleben, 
Dr. Schneider (Saarbrücken), Kulawig, Draeger, Ruland, Hus- 
song, Klein (Saarbrücken), Baldauf und Genossen eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zweiten Änderungs- 
gesetzes zum AVAVG 

— Drucksache IV/744 — 


A. Bericht des Abgeordneten Hussong 


Der Initiativgesetzentwurf vom 16. November 

1962 wurde vom Plenum des Deutschen Bundestages 
in der Sitzung am 7. Dezember 1962 an den Aus- 
schuß für Arbeit überwiesen. 

Der Ausschuß beriet die Gesetzesvorlage in der 
31., 32. und 33. Sitzung am 10., 11. und 17. Januar 

1963 teilweise unter Anwesenheit der Vertreter der 
Tarifvertragspartner des Saarlandes. 

Der Ausschuß für Arbeit hat sich mit dem am 
30. September 1962 bereits abgelaufenen Sonder- 
recht für das Saarland eingehend befaßt. Die Mei- 
nung im Ausschuß war zunächst nicht einheitlich, 
ob es wirtschaftlich und sachlich notwendig wäre, 
ein Sonderrecht für Betriebe außerhalb des Bau- 
gewerbes im Saarland zu schaffen. Schließlich war 
der Ausschuß der Auffassung, daß es mit Rücksicht 
auf die besondere wirtschaftliche Situation im Saar- 


land notwendig sei, und zwar einmalig und letzt- 
malig noch für eine kurze Zeit dieses Sonderrecht 
Wiederaufleben zu lassen. Allerdings bestand ein- 
heitlich die Meinung darüber, daß das Gesetz aus 
Gründen der Praktikabilität nicht rückwirkend in 
Kraft treten könne. Daher hat der Ausschuß für 
Arbeit beschlossen, daß das Gesetz erst am Tage 
nach der Verkündung in Kraft tritt. 

Weiterhin war der Ausschuß der Meinung, daß es 
genüge, dieses Sonderrecht bis zum 31. März 1964 
zu begrenzen; denn mit diesem Tage endet die im 
AVAVG festgelegte Schlechtwetterzeit für die Ge- 
währung des Schlechtwettergeldes. Die Sozialpart- 
ner, insbesondere die Baustoffindustrie hat dann die 
Möglichkeit bis zum Beginn des Winters 1964/65 
eine tarifliche Regelung zu schaffen, falls sie eine 
solche für notwendig hält. 


Bonn, den 17. Januar 1963 


Hussong 

Berichterstatter 


Ausschußantrag umseitig 
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Drucksache IV/910 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/744 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 17. Januar 1963 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Hussong 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/910 


Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Wilhelm, Gottesleben, Dr. Schnei- 
der (Saarbrücken), Kulawig, Draeger, Ruland, Hussong, Klein 
(Saarbrücken), Baldauf und Genossen eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Zweiten Änderungsgesetzes 

zur AVAVG 

— Drucksache 1V/744 - — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Zweiten Änderungsgesetzes zum AVAVG 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Artikel VII des Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft und weitere Änderungen und Ergän- 
zungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Zweites Änderungsgesetz 
zum AVAVG) vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 705) wird wie folgt neugefaßt: 

„Artikel VII 

Im Saarland gelten bis zum 30. September 1964 
die Vorschriften der §§ 143 d bis 143 n für die übri- 
gen Betriebe im Sinne des § 105 b Abs. 1 der Ge- 
werbeordnung entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die Voraussetzungen des § 143 d Abs. 1 für diese 
Betriebe nicht erfüllt sein müssen." 


§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Dezember 1962 in Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

des Zweiten Änderungsgesetzes zum AVAVG 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Artikel VII des Gesetzes über Maßnahmen zur 
Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in der 
Bauwirtschaft und weitere Änderungen und Ergän- 
zungen des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (Zweites Änderungsgesetz 
zum AVAVG) vom 7. Dezember 1959 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 705) wird wie folgt neugefaßt: 

„Artikel VII 

Im Saarland gelten bis zum 31. März 1964 die 
Vorschriften der §§ 143 d bis 143 n für die übrigen 
Betriebe im Sinne des § 105 b Abs. 1 der Ge- 
werbeordnung entsprechend mit der Maßgabe, daß 
die Voraussetzungen des § 143 d Abs. 1 für diese 
Betriebe nicht erfüllt sein müssen." 

§ la 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 

in Kraft. 


3 



